
Bundessozialgericht

— 8b RKg 14/79 —
I m N a m e n d e s V o 1 k e s
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Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigte: ..........................„......,‘

g e g e n
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Beklagter und Revisionskläger.

Der 8b Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

verhandlung am 8. Mai 4980

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Sozial-

gerichts Schleswig vom 40. Oktober 4979 wird zurück—
gewiesen.

Der Beklagte hat dem Kläger dessen außergerichtliche

Kosten des gesamten Verfahrens zu erstatten.
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G r ü n d e :

Streitig ist ein Kindergeldan8pruch des Klägers für seine

Tochter Bianca (B.) für August und September 1978.

Der Kläger teilte dem Beklagten im Mai 1978 mit, B. werde

am 5. Juni 1978 das Abitur ablegen und im Oktober ihr

Studium aufnehmen. Im August und September 1978 werde sie

durch eine pflegerische Aushilfstätigkeit, die mit der Aus-

bildung für den angestrebten Beruf einer Lehrerin in keinem

Zusammenhang stehe, jeweils monatlich etwa 1.000,-— DM ver-

dienen.

Der Beklagte gewährte dem Kläger daraufhin bis zum Ablauf

des Schuljahres (51. Juli 1978) und ab 1. Oktober 1978

Kindergeld, lehnte es jedoch ab, auch für die Monate August

und September Kindergeld zu zahlen (Bescheid vom 11. Oktober

1978). Den Widerspruch wies der Beklagte mit Widerspruchs-

bescheid vom 22. Januar 1979 zurück.

Das Sozialgericht Schleswig (SG) hat den Beklagten verur—
teilt, dem Kläger für seine Tochter B. auch für die Monate
August und September 1978 Kindergeld zu gewähren. Es hat

die Berufung und die Revision zugelassen (Urteil vom
10. Oktober 1979).

Der Beklagte hat mit Zustimmung des Klägers Sprungrevision

eingelegt. Er rügt eine Verletzung des S 2 Abs 2 Nr 1 BKGG.

Der Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Schleswig vom
10. Oktober 1979 aufzuheben und die Klage

abzuweisen.
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Der Kläger beantragt,
die Revision zurückzuweisen.

Die Beteiligten sind damit einverstanden„ daß der Senat durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung entscheidet (@ 424 Abs 2 des

Sozialgerichtsgesetzes —SGG-).

II

Die Revision des Beklagten ist unbegründet. Sie ist zurückzu-

weisen.

Dem Kläger steht Kindergeld für seine Tochter B. für die streiti-
geiMonate August und September 1978 zu. B‚ befand sich auch in

dieser Zeit in Schul— oder Berufsausbildung im Sinne von 5 2

Abs 2 Satz 1 Nr 1 des Bundeskindergeldgesetzes (BKGG) und war

als Kind des Klägers zu berücksichtigen (5 2 Abs 4 Nr 4 BKGG).

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG)

sind Wartezeiten beim Übergang von einem Schul— oder Berufsaus-

bildungsabschnitt zu dem folgenden in die Bezugsberechtigung des

Kindergeldes einbezogen, weil nach dem Gesetzespian die Kinder—

geldzahlung bis zur Beendigung der Schul—oder Berufsausbildung

andauern soll, um den Kindergeldberechtigten, die Kindern i.S.

„
von 5 2 Abs 1 Satz 1 Nrn 4—7 BKGG eine Heimstatt bieten, einen

gewissen Ausgleich für die damit verbundenen auch persönlichen

Belastungen zu gewähren (EverfGE 23, 258 ff; BSGE 25‚ 295; SozR

5870 5 2 Nrn ll und 15)„ Wenn in BSGE 449 197, 199 insoweit von
den Belastungen der Unterhaltspflichtigen gesprochen wird, ist das

zu eng‚ denn kindergeldberechtigt sind nicht nur die nach bürger-

lichen Recht unterhaltspflichtigen Eltern (vgl 552 und } BKGG).

Knüpft das Gesetz daher den Kindergeldanspruch nicht an eine

gesetzliche Unterhalt3pflicht‚ so ist grundsätzlich die Unter—
haltsbedürftigkeit des Kindes nicht rechtlich bedeutsam. Eigenes

Einkommen des Kindes während der Schul— oder Berufsausbildung

war zunächst grundsätzlich unbeschtlich. Das Gesetz ging ebenso

wie bei Kindern vor Vollendung des 48. Lebensjahres auch bei
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Kindern in Schul— und Berufsausbildung davon aus, daß während

dieser Zeit grundsätzlich eine auszugleichende Belastung der

Berechtigten besteht. Lediglich in Fällen, in denen die Berufs-

ausbildung im Rahmen eines Arbeits- oder Beschäftigungsver—

hältnisses erfolgt und Arbeitsentgelt oder Dienstbezüge ge—

zahlt werden, hat die Rechtsprechung in Übereinstimmung mit

derjenigen zum Kinderzuschuß und zur Waisenrente in der Ren—

tenversicherung (55 1262, 4267 der Reichsversicherungsordnung

-RVO-) auch einen Anspruch auf Kindergeld verneint. Ausbil—

dungsbeihilfen oder Unterhaltszuschüsse dagegen standen unab—

hängig von ihrer Höhe diesen Ansprüchen nicht entgegen. Eine

andere Abgrenzung etwa nach der Höhe der Bezüge im Vergleich

zu dem jeweiligen Unterhaltsbedarf wurde dagegen verneint

(SOZR 5870 5 2 Nr 2 mit zahlreichen Rechtsprechungshin—
weisen).

Nachdem Uhterhaltsbeihilfen, Unterhaltszuschüsse und ähnliche
Leistungen in zunehmend steigender Höhe gezahlt wurden, wur—
den ab 1. Januar 4976 mit Art 44 Abs 1 des Haushaltsstruktur—

gesetzes (HSturktG) vom 18. Dezember 1975 (BGBl I S. 5091,
3141) dem 5 2 Abs 2 BKGG die Sätze 2 und 5 angefügt. Danach

werden über 48—jährige Kinder, die sich in Schul— oder Be—

rufsausbildung befinden, nicht berücksichtigt, wenn sie be—

stimmte, im Gesetz im einzelnen aufgeführte Einkünfte haben,
etwa aus dem Ausbildungsverhältnis Bruttobezüge in Höhe von

wenigstens 750,—— DM monatlich oder mit Rücksicht auf die

Ausbildung Unterhaltsgeld von wenigstens 580,-— DM monatlich
oder Ubergangsgeld nach einer Bemessungsgrundlage von wenig-

stens 750,-- DM monatlich. Welchen Grundsätzen das Kinder-

geldrecht allgemein folgt, kann offenbleiben. Der Gesetz-
geber verfolgt jedenfalls das Ziel eines "Familienlasten—

ausgleichs" in der Weise, daß er den Kindergeldanspruch an
bestimmte Tatbestände knüpft, bei denen er eine Belastung

der Familie unterstellt oder ausnahmsweise verneint (BSG

SozR 5870 5 2 Nr 42). Solange das Gesetz daher über
18-jährige Kinder nur bei bestimmten einzeln genannten Ein—
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künften nicht berücksichtigt (vgl auch den ab 1. September 4976

mit Art 1 Nr 1 des Gesetzes vom 18. August 4976 - BGBl I S. 2213—

in 5 2 BKGG eingefügten Abs 4a), besteht keine ausfüllungsfähige

Gesetzeslücke, etwa in dem Sinne, daß grundsätzlich Kinder nicht

zu berücksichtigen sind, die über Einkünfte verfügen, mit denen

ihr Lebensunterhalt sichergestellt ist. Folgerichtig bezeichnet

daher auch der Runderlaß des Präsidenten der Bundesanstalt für

Arbeit 575/74 zu 5 2 Abs 2, 2.264 Einkünfte aus Tätigkeiten, die

neben der Ausbildung ausgeübt werden und diese nicht beeinträch—

tigen, Einkünfte
aus Ferientätigkeiten während der Schul- oder

Semesterferien zwischen Schulabgang und Ablauf des Schuljahres,

ferner zwischen dem Beginn des Semesters, für das das Kind

erstmalig zugelassen ist, und dem Vorlesungsbeginn, Berufsaus-

bildungsbeihilfen nach 5 40 des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG),
Leistungen nach dem BAföG sowie entSprechende Leistungen nach
anderen gesetzlichen Vorschriften usw nicht als Einkünfte im

Sinne von 5 2 Abs 2 Satz 2 BKGG. Insoweit wird das Gesetz zu-

treffend angewendet. wenn der genannte Erlaß (aaO) dagegen, wor-
auf sich der Beklagte bezieht, unter Nr 2.2■8 h ausführt, eine

Berücksichtigung entfalle für Monate, in denen während Übergangs-

zeiten zwischen Ausbildungsabschnitten das Kind aus einer Er—

werbstätigkeit oder einer für die Ausbildung förderlichen oder
nützlichen Tätigkeit ein Bruttogehalt in Höhe von wenigstens

750,-— DM monatlich erhalte, so ist diese Auffassung gesetz—

widrig. Werden derartige Ubergangszeiten den Zeiten der Berufs-

ausbildung gleichgestellt, ist es nicht folgerichtig, Einkünfte,
während der eigentlichen Schul— oder Berufsausbildung ein—

schließlich der Schul- und Semesterferien, nur als Ausschluß-
tatbestände unter den im Gesetz bezeichneten Voraussetzungen zu

berücksichtigen, während der "Ubergangszeiten" jedoch auch andere
Einkünfte, die während der eigentlichen Schul— oder Berufsaus-
bildung keine Ausschlußtatbestände bilden.

Der Beklagte irrt, wenn er in seinem Widerspruchsbescheid ausge—
führt hat, daß die Anspruchstatbestände "erlaßlich" auf Über-

gangszeiten ausgedehnt worden sind und deshalb ebenso "erlaß—
lich" auch eingeschränkt werden konnten. Es geht schlicht um
die Anwendung des Gesetzes.

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 195 SGG.
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